
Gesetzlich vorgeschriebene Erstinformation

Diese gesetzlich vorgeschriebene Erstinformation ist bestimmt für 

Ihr Vermittler und Vertragspartner als Makler ist:

VFF- Makler GmbH & Co. KG
Rostocker Straße 50 in 01587 Riesa
Telefon: 03525/ 51778-0 * Telefax: 035325/ 51778- 29
E-Mail: info@vff-makler.de * Internet: www.vff-makler.de
 
Stammsitz: Rostocker Straße 50 in 01587 Riesa, Steuernummer Finanzamt Meißen 209/166/08307, HRA 10586 Amtsgericht Dresden,
p. h. G.: VFF- Makler Verwaltungs GmbH, Steuernummer Finanzamt Meißen 209/166/08315, HRB 38484 Amtsgericht Dresden, 
Gesellschafter- Geschäftsführer: Herr Karsten Hartmann, Herr Thomas Knigge und Herr Matthias Pabst.
 

Status gemäß Gewerbeordnungen
Ihr Vertragspartner ist tätig als Makler für Versicherungen, Finanzanlagen sowie Finanzierungen und besitzt die Erlaubnisarten gemäß §§34 c, d, f und i der
Gewerbeordnungen und ist jeweils bei den zuständigen Behörden gemeldet und in das entsprechende Register eingetragen.

zuständige IHK; Industrie- und Handelskammer Dresden, Langer Weg 4, 01239 Dresden,
Telefon: 0351/2802-102, Telefax: 0351/2802-7102 E
E- Mail: service@dresden.ihk.de, Homepage: www.dresden.ihk.de

Ihr Vertragspartner besitzt folgende Genehmigungen:

• Erlaubnis als Finanzanlagenvermittler nach § 34f Abs. 1 S. 1 GewO
Registrierungsnummer: D-F-159-D92G-64
Die Erlaubnis umfasst die Finanzanlagenvermittlung von Anteilen oder Aktien an inländischen offenen Investmentvermögen, offenen EU-
Investmentvermögen oder ausländischen offenen Investmentvermögen, die nach dem Kapitalanlagegesetzbuch vertrieben werden dürfen 
(§ 34f Abs. 1 S. 1 Nr. 1 GewO)
Erlaubnisbehörde: Landratsamt Meißen, Brauhausstraße 21 in 01662 Meißen; Registerbehörde: Industrie- und Handelskammer Dresden, 
Langer Weg 4 in 01239 Dresden.

• Erlaubnis als Versicherungsmakler nach § 34d Abs. 1 GewO*
Registrierungsnummer: D-1NEQ-L3N69-89
Erlaubnis- & Registerbehörde: Industrie- und Handelskammer Dresden, Langer Weg 4 in 01239 Dresden.

• Erlaubnis als Immobiliardarlehensvermittler nach § 34i Abs. 1 S. 1 GewO
Registrierungsnummer: D-W-159-M7JM-40
Erlaubnisbehörde: Landratsamt Meißen, Brauhausstraße 21 in 01662 Meißen; Registerbehörde: Industrie- und Handelskammer Dresden, 
Langer Weg 4 in 01239 Dresden.

Vermögensschadenhaftpflichtversicherung für Genehmigung nach §§ 34d, 34i und 34f GewO

Ihr Vertragspartner besitzt eine gesetzeskonforme Vermögensschadenhaftpflichtversicherung für Genehmigung nach 34d, 34i und 34f GewO.

Beteiligungen von oder an Versicherungsunternehmen
Ihr  Vertragspartner  besitzt  keine  direkten  oder  indirekten  Beteiligungen  von  über  10%  an  den  Stimmrechten  oder  am  Kapital  eines
Versicherungsunternehmens. Kein Versicherungsunternehmen und auch kein Mutterunternehmen eines Versicherungsunternehmens besitzt eine direkte
oder indirekte Beteiligung von über 10 Prozent an den Stimmrechten oder am Kapital Ihres Vertragspartners. 

Unterbevollmächtigte Dritte
Ihr  Vertragspartner  bedient  sich  zur  Erfüllung  seiner  Aufgaben  unterbevollmächtigter  Dritter.  Unterbevollmächtigte  Dritte  Ihres  Vertragspartners  sind
insbesondere die FINAS Versicherungsmakler GmbH, Breitscheidstr. 33 in 06886 Lutherstadt Wittenberg. Ebenso zählt die VEMA Versicherungs- Makler-
Genossenschaft eG, Unterkonnersreuth 29 in 95500 Heinersreuth mit ihrem Dienstleistungsangebot als unterbevollmächtigter Dritter sowie Finanzierung
Select, Löhrstraße 2 in 04105 Leipzig. Diese Aufzählungen sind nicht abschließend. Unterbevollmächtige Dritte können sich auch über die zeitliche Dauer
ändern. Auf Anfrage erhalten Sie gerne eine aktuelle Übersicht aller unterbevollmächtigten Dritten.

(*) Begriffserklärung Versicherungsmakler
Von den Versicherungsvermittlern steht allein der Versicherungsmakler auf der Seite seiner Kunden!  Im Register benannt als Versicherungsmakler mit
Erlaubnis nach § 34d Abs. 1 GewO. Der Versicherungsmakler ist  Interessenvertreter seiner Kunden. Er ist  verpflichtet die Interessen seiner Kunden
gegenüber den Versicherern zu wahren und steht damit auf der Seite des Kunden. Der Versicherungsmakler ist nicht an eine Gesellschaft gebunden. Er
wählt entweder aus den Produktangeboten einer hinreichenden Anzahl von verschiedenen Versicherern am Markt aus oder arbeitet mit einer bestimmten
Anzahl von Versicherern zusammen, welche sein Vertrauen genießen und die er im letztgenannten Fall seinen Kunden benennt. 
 
Beratungsangebot
Dem  Mandanten  wird  eine  Beratung  über  den  gewünschten  Versicherungsschutz  vor  einer  Vertragsvermittlung  oder  dem  Abschluss  eines
Versicherungsvertrages angeboten. Ob der Mandant eine Beratung gewünscht und erhalten hatte, ergibt sich aus der Beratungsdokumentation oder einer
Beratungsverzichtserklärung des Mandanten.

http://www.dresden.ihk.de/


Art und Quelle der Vergütung
Die Tätigkeit als Versicherungsmakler wird vergütet durch: in der Versicherungsprämie enthaltene Abschluss- und Bestandsprovisionen, die vom jeweiligen
Versicherungsunternehmen  an  den  Versicherungsmakler  gezahlt  werden  oder  als  konkret  vereinbarte  Entgelte,  die  der  Mandant  an  den
Versicherungsmakler zahlt oder als Kombination von beiden. Die Vergütung ist letztlich abhängig von den Wünschen und Bedürfnissen des Mandanten
sowie den Versicherungsprodukten, welche ggf. vermittelt werden.
 
Transparenzverordnung (TVO)
Verordnung (EU) 2019/2088 vom 27.11.2019 über nachhaltigkeitsbezogene Offenlegungspflichten im Finanzdienstleistungssektor
Nachhaltigkeit ist für uns ein wichtiges Thema! Daher beraten wir unsere Kunden unter anderem auch zu nachhaltigen Kapitalanlagen bei den von uns
vermittelten Produkten individuell  und persönlich.  Aktuell  können diese gut  bei  fondsgebundenen Produkten durch die  Auswahl  von ESG-konformen
Investmentfonds dargestellt werden. Im Rahmen der individuellen Beratung weisen wir auf erkennbare Vor- bzw. Nachteile hin. 
 
Bei sonstigen Versicherungsprodukten ist derzeit die Betrachtung der nachhaltigen Kapitalanlage im Hinblick auf deren Kapitalstock häufig noch nicht
möglich. Für die Vermittlung von nachhaltigen Kapitalanlagen erhalten wir -  und vergüten - regelmäßig die gleichen Vergütungssätze wie für andere
Kapitalanlagen auch.
 
Weitere Angaben
Sofern Sie die o. g. Eintragungen im Vermittlerregister überprüfen möchten, so können Sie dies über die Internetseite www.vermittlerregister.info oder unter
Telefon: 01806 00 58 50 (20 Cent/ Anruf aus dem dt. Festnetz, 0,60 EUR/ Anruf aus Mobilfunknetzen) oder bei der DIHK e.V., Breite Straße 29, 10178
Berlin,  Telefon: 030/20308-0,  Internet:  www.dihk.de als registerführende gemeinsame Stelle nach § 11a GewO jederzeit  veranlassen. Sofern  Sie mit
unseren Dienstleistungen einmal nicht zufrieden sein sollten, können Sie folgende Stelle als außergerichtliche Schlichtungsstellen anrufen:
 
Anschrift der Schlichtungsstellen

• Versicherungsombudsmann e.V., Postfach 08 06 32 in 10006 Berlin

• Ombudsmann Private Kranken- und Pflegeversicherung, Postfach 06022 in 10052 Berlin

• Ombudsmann der privaten Bausparkassen, Postfach 303079 in 10730 Berlin

• Ombudsmann für Investmentfonds;  Büro der  Ombudsstelle des BVI Bundesverband Investment  und Asset Management e.V.,  unter den
Linden 42 in 10117 Berlin

Statusbezogene Information gemäß § 12 FinVermV

Emittenten und Anbieter
Vom Finanzanlagenvermittler  werden Beratungs-  oder Vermittlungsleistungen zu Investmentfonds erbracht.  Das Gesamtangebot  der Vermittlungs-und
Beratungsleistungen  des  Finanzanlagenvermittlers  beinhaltet  zahlreiche  in-  und  ausländischen  Investmentfonds.  Somit  kann,  insbesondere  auf
ausdrücklichen, schriftlichen Wunsch des Anlegers, fast die gesamte Palette der in Deutschland zum Vertrieb zugelassenen, offenen Investmentfonds für
Endkunden berücksichtigt werden. Die Emittentenliste und Fondspalette erhält  der Anleger ausgehändigt u.a. auf einem dauerhaften Datenträger von
seinem Finanzanlagenvermittler ausgehändigt.
 
Vergütung
Der  Finanzanlagenvermittler  verlangt  keine direkte  Vergütung  vom Anleger,  ggf.  wird  aber  zusätzlich  eine gesonderte  Servicegebührenvereinbarung
abgeschlossen.  Für  den  Vertrieb  von  Finanzanlagen  erhält  der  Finanzanlagenvermittler  in  der  Regel  von  den  Fondsgesellschaften  und/  oder  den
depotführenden Stellen Provisionen bzw. Courtagen aus den im Zusammenhang mit dem Kauf und der Verwaltung der Fondsanteile anfallenden Kosten
und Gebühren.
 
Der Finanzanlagenvermittler erhält von der Verwahrstelle der Fondsanteile den Ausgabeaufschlag einmalig als Agio in Prozent des Anlagebetrages sowie
eine laufende Vertriebsprovision, die je nach Abrechnungsart der jeweiligen Kapitalverwaltungs-/ Investmentgesellschaft in Prozent des Wertes der vom
Depotinhaber gehaltenen Anteile an Fonds im Depot des Anlegers oder in Prozent der jährlichen Managementfee des jeweiligen Fonds im Depot des
Anlegers berechnet wird. Die Höhe der Provisionen variiert je nach Investmentgesellschaft, Anlageschwerpunkt und Art der Fonds.
 
Die Höhe der jeweiligen Ausgabeaufschläge sowie der sonstigen Kosten und Gebühren ergibt sich aus den betreffenden Abschnitten der Wesentlichen
Anlegerinformationen (KIID), den Verkaufsprospekten der Kapitalverwaltungs-/ Investmentgesellschaften und dem Preisleistungsverzeichnis der jeweiligen
Lagerstelle und wird durch den Finanzanlagenvermittler bezogen auf die jeweilig ausgewählte Anlage gesondert ausgewiesen.
 
Zuwendungen
Der Finanzanlagenvermittler erhält ggf. neben Provisionen bzw. Courtagen ggf. Mehrvergütungen bei Überschreiten von Umsatzschwellen sowie ggf. auch
Marketingzuschüsse  oder  geldwerte  Leistungen  wie  z.B.  Produktschulungen,  Teilnahme  an  Fortbildungsveranstaltungen,  kulturelle/gesellschaftliche
Veranstaltungen, Überlassen von IT-Software, Verkaufsunterlagen etc.
 
Der Anleger stimmt zu, dass der Finanzanlagenvermittler sowie seine Kooperationspartner (insbesondere ihm zuzuordnende Mitarbeiter, Servicestellen,
Maklerpools etc.),  mit  denen er  zusammenarbeitet/  kooperiert,  die  ihnen jeweils  von Dritter  Seite zufließenden Vergütungen,  Provisionen/Courtagen,
Gebühren und Zuwendungen in Abweichung von §§ 675, 667 BGB vereinnahmen und behalten dürfen und verzichtet auf Geltendmachung bestehender
und zukünftiger Ansprüche.
 
[ X ]           Diese Information wurde dem Anleger vor der ersten Anlagevermittlung in Textform ausgehändigt.
                 Auf  Wunsch des Anlegers wurden die o.a.  Daten vor  der  ersten Anlagevermittlung mündlich mitgeteilt  und werden nach Vertragsschluss

unverzüglich in Textform zur Verfügung gestellt.
 
Mit  nachfolgender  Unterschrift  bestätigt  der  Mandant,  die  vorgenannten  Informationen  bestehend  aus  „Gesetzlich  vorgeschriebene
Erstinformation“ und „Statusbezogene Information gemäß § 12 FinVermV“ vom Makler erhalten zu haben.  Er diese sorgfältig gelesen und
vollständig verstanden hat sowie diesen uneingeschränkt zustimmt.
 

  

Ort / Datum / Uhrzeit Unterschrift Mandant/ gesetzl. Vertreter/ 
ggf.Firmenstempel



 Maklervertrag
 

zwischen
 

VFF- Makler GmbH & Co. KG
Rostocker Straße 50

01587 Riesa
(nachfolgend ,,Makler”)

 
und

 

(nachfolgend ,,Mandant”)
 

1.) Vertragsgegenstand
Gegenstand des vorliegenden Maklervertrages sind ausschließlich Verträge des Mandanten, die zu den folgenden Punkten gehören und angekreuzt sind:
 

 privatrechtliche Versicherungsverträge des Mandanten
                                •               inclusive bereits bestehender Verträge
                                

 gewerbliche Versicherungsverträge des Mandanten
                                •               inclusive bereits bestehender Verträge
 

 Bausparverträge des Mandanten
                                •               inclusive bereits bestehender Verträge
                                •               inclusive daraus entstehender Darlehensverträge (nur, wenn vom Makler vermittelt)
                                •               inclusive bestehender Darlehensverträge
                                 

 Verträge zu offenen Investmentfonds, die in Deutschland zum Vertrieb zugelassen sind
                               •               inclusive bereits bestehender Verträge (ausschließlich zum Vertrieb in Deutschland 
                                               zugelassene offene Investmentfonds, keine geschlossenen Fonds, stille Beteiligungen etc.)
 
Der Auftrag des Mandanten erstreckt sich ausschließlich auf seine beim Vertragsschluss gegenüber dem Makler angegebenen Wünsche und Bedürfnisse
sowie auf bestehende Versicherungsverträge, wenn vorstehend entsprechend angekreuzt. Bestehende Verträge fallen trotz obiger Kennzeichnung nur
dann unter die Betreuung des Maklers, sofern der Mandant dem Makler diese Vertragsverhältnisse schriftlich angezeigt hat. Die bestehenden Wünsche
und Bedürfnisse des Mandanten sowie der grundsätzliche Rat des Maklers sind in einer  gesonderten Beratungsdokumentation festgehalten (Anlage
Risikoaufnahme/grundsätzlicher Rat). 
 
Zwischen den Parteien besteht Einigung, dass sich der Versicherungsmaklervertrag und die Beratungspflichten des Versicherungsmaklers nicht auf eine
Verwaltung und Betreuung derjenigen Versicherungsverträge erstreckt, die der Versicherungsmakler nicht vermittelt oder nicht in die eigene Verwaltung
übernommen  hat.  Der  Versicherungsmakler  ist  nicht  verpflichtet  und  auch  nicht  berechtigt,  diese  nicht  vermittelten  oder  nicht  in  die  Verwaltung
übernommenen  Versicherungsverträge  zu  überprüfen,  den  Kunden  bezüglich  dieser  Versicherungsverträge  zu  beraten  oder  im  Schadenfall  zu
unterstützen.
 
Eine  Haftung  des  Maklers  im  Bereich  offener  Investmentfonds  und/oder  zu  Versicherungsanlageprodukten  beschränkt  sich  auf  den  Zeitpunkt  der
Vermittlung der entsprechenden Verträge; der Makler haftet nicht für die Wertentwicklung derselben. Darüberhinausgehende Betreuungsleistungen sind
nicht vereinbart. Eine Beratung oder Betreuung der gesetzlichen Sozialversicherung ist nicht von der Maklertätigkeit umfasst.
 
2.) Aufgaben des Maklers
Der Makler übernimmt aufgrund des vorliegenden Vertrages und aufgrund der unter 1.) durch den Mandanten getroffenen Auswahl, zu welchen Verträgen
die Tätigkeit des Maklers gewünscht ist, folgende Leistungen für den Mandanten:

Die Beratung des Mandanten nach §§ 60, 61 VVG bezüglich seiner offengelegten Wünsche und Bedürfnisse (grundsätzlicher Rat)

• Die Vermittlung und Betreuung des gewünschten Versicherungsschutzes;

• Die Dokumentation der Beratung nach § 61 VVG;

• Die Verwaltung und Betreuung der vermittelten Verträge;

• Die Verwaltung bestehender Verträge unter den in Ziffer 1.) genannten Bedingungen;

• Die  Überprüfung  und  Anpassung  des  Versicherungsschutzes  nach  erfolgter  Mitteilung  einer  Risikoänderung  oder  nach  expliziter
Beauftragung;

• Auf Anforderung des Mandanten erfolgt auch Unterstützung bei  der Abwicklung von Leistungsansprüchen und Schadensfällen bzgl.  der
Verhandlung  mit  dem  Versicherer,  soweit  die  zugrundeliegenden  Versicherungsverträge  vom  Makler  vermittelt  oder  mit  Vollmacht  in
Betreuung  übernommenen  wurden.  Dabei  ist  der  Makler  jedoch  nicht  berechtigt,  Ansprüche  gegenüber  Dritten  geltend  zu  machen.

3.) Mitwirkungspflichten des Mandanten
Der Mandant ist zur regelmäßigen Mitwirkung, insbesondere zur unverzüglichen und vollständigen Erteilung wahrheitsgemäßer Angaben und zur 
unaufgeforderten und unverzüglichen Mitteilung etwaiger Änderungen in Schriftform an den Makler verpflichtet, soweit es zur ordnungsgemäßen 
Erledigung der Aufgaben des Maklers erforderlich ist. Hierzu gehören u. a. alle persönlichen und finanziellen Veränderungen und sonstige 
Risikoveränderungen, die für den Versicherungsschutz von Bedeutung sein können. Dies sind z. B. Arbeitslosigkeit, Heirat, Scheidung, Geburt von Kindern,
Veränderung der Einkommenssituation, Umzug, eingetretene Schadenfälle etc. Ändern sich nach Vertragsschluss diese Verhältnisse oder Umstände, so ist
der Mandant zur unaufgeforderten Mitteilung der Änderungen verpflichtet. Der Mandant wird während der Laufzeit dieses Maklervertrages keinen weiteren 
Versicherungsmakler oder -vermittler beauftragen.



4.) Vergütung
Neben der Verpflichtung zur Zahlung der Versicherungsprämie gegenüber dem Versicherungsunternehmen entstehen dem Mandanten keine weiteren
Kosten  für  die  Vermittlungstätigkeit  des  Maklers.  Die  Vergütung  für  die  Vermittlungs-  und  Verwaltungstätigkeit  des  Maklers  ist  in  den  an  das
Versicherungsunternehmen zu zahlenden Beiträgen bereits enthalten. Optional können Honorarvereinbarungen gesondert getroffen werden. Dabei ist der
Grund für ein gesondertes Honorar genau anzugeben, z. B. für weitere Dienstleistungen oder die Vermittlung courtagefreier Versicherungen/Tarife.
 
5.) Vertragsdauer und Kündigung
Dieser Maklervertrag wird auf unbestimmte Zeit geschlossen und beginnt mit der rechtskräftigen Unterzeichnung. Er kann von jeder Vertragspartei aus
wichtigen Gründen ohne Einhaltung von Fristen gekündigt werden, ansonsten mit einer Frist von einem Monat. Mit dem Tod des Mandanten besteht der
Maklervertrag fort  und geht auf die Erben über. Diese Regelung entspricht der gesetzlichen Vorgabe des § 672 BGB. Die Erben haben jederzeit  die
Möglichkeit, den Vertrag zu kündigen. 
 
6.) Geschäftsunterlagen
Die  freiwillige  Anfertigung  von  Kopien  der  Geschäftskorrespondenz  für  den  Mandanten  ist  dem  Makler  angemessen  zu  vergüten.  Die
Geschäftskorrespondenz gehört  allein  dem Makler.  Der Makler  ist  nicht  verpflichtet,  alles was er  zur  Ausführung des Auftrages erhalten hat  (z.Bsp.
Geschäftspost) oder aus der Geschäftsbesorgung erlangte (z. Bsp. Vergütung), an den Mandanten herauszugeben. Auf § 667 BGB wird ausdrücklich
abbedungen. Der Mandant hat seine Aufbewahrungsfristen eigenverantwortlich hinsichtlich sämtlicher Geschäftskorrespondenz zu erfüllen. Unterlagen, die
der Kunde bereits erhalten hatte, oder sich anderweitig besorgen kann (z. Bsp. den Versicherungsschein), hat der Makler nicht nochmals dem Mandanten
oder seinem Vertreter zu übermitteln.
 
7.) Rechtsnachfolge
Der Mandant willigt bereits jetzt in eine etwaige Betreuungsübernahme durch einen anderen oder weiteren Makler, beispielsweise durch Verkauf oder
Erweiterung des Maklerhauses, ein. Im Fall der Betreuungsübernahme steht dem Mandanten das Recht zu sich durch fristlose Kündigung von diesem
Vertrag zu lösen. Die Kündigung hat dabei innerhalb von einem Monat zu erfolgen. Die Frist beginnt ab dem Zeitpunkt zu laufen, in welchem der Mandant
Kenntnis von der Betreuungsübernahme und der Person des Übernehmenden erlangt hat und er vom Makler oder dem Übernehmenden in Textform über
sein nach dem vorliegenden Abschnitt bestehendes Kündigungsrecht belehrt wurde.
 
8.) Erweiterte Rechtsnachfolge
Der Makler hat als Versicherungsmakler gegenüber seinem Kunden wie ein treuhänder-ähnlicher Sachwalter die Interessen für laufende Versicherungs-
vertragsverhältnisse wahrzunehmen.  Kann oder  will  der  Makler  diese  fortlaufende Beratungspflicht  nicht  mehr  höchstpersönlich  erbringen (z.B.  aus
altersbedingten Gründen, Erkrankungen oder Tod) sollen er, ein von ihm hierzu Bevollmächtigter oder seine Erben berechtigt und in der Lage sein, die
weiterlaufenden und zu betreuenden Versicherungsverträge des Kunden auf einen anderen zugelassenen Berufsträger (nachfolgend Nachfolger genannt)
zu übertragen. 
 
Obgleich zum jetzigen Zeitpunkt dieser Vereinbarung noch nicht der Nachfolger benannt werden kann, ist es den Parteien wichtig, dass ein neuer Makler
als  sein  treuhänder-ähnlicher  Interessenvertreter  (Sachwalter)  vorhanden  sein  wird.  Die  freie  Auswahlentscheidung des  Nachfolgers  legt  der  Kunde
bewusst in das vollständige Ermessen seines jetzigen Maklers, dessen Bevollmächtigten oder dessen Erben. Zu diesem Zweck willigt der Kunde ein, dass
die von dem Makler erhobenen, verarbeiteten und gespeicherten Informationen, Daten und Unterlagen, insbesondere auch die Gesundheitsdaten, an einen
etwaigen  Rechtsnachfolger  des  Maklers  bzw.  einen  Erwerber  des  Versicherungsbestandes  weitergegeben  werden  zum  Zwecke  der  weiteren
Vertragsbetreuung  und  Beratung  des  Kunden  (vorweggenommene  Einwilligung).  Der  Kunde  willigt  darin  ein,  dass  die  zur  Bewertung  des
Maklerunternehmens  erforderlichen  Vertragsdaten  des  Kunden  anonymisiert  einem  potenziellen  Nachfolger  des  Maklers  mitgeteilt  werden  dürfen.
Personenbezogene Daten und insbesondere besondere personenbezogene Daten, z.B. Gesundheitsdaten im Sinne des Art. 4 Nr. 15 DSGVO, werden zur
Ermittlung des Unternehmenswertes nicht mitgeteilt. 
 
Eine Überlassung der Kundendaten an den Nachfolger erfolgt erst nach der tatsächlichen Veräußerung oder Rechtsnachfolge. In Übereinstimmung mit Art.
20 Abs. 2 und 4 Code of Conduct (Verhaltensregeln für den Umgang mit personenbezogenen Daten durch die deutsche Versicherungswirtschaft) informiert
der  Makler oder  ein  von ihm Bevollmächtigter  den Kunden möglichst  frühzeitig,  mindestens aber  drei  Wochen vor der  Datenübermittlung,  über  den
bevorstehenden Datentransfer, die Identität des Nachfolgers (Name, Sitz) und das Widerspruchsrecht des Kunden. Der Kunde erhält somit die Möglichkeit,
der  Datenweitergabe  an  dem  ihn  dann  konkret  benannten  Nachfolger  zu  widersprechen.  Der  Kunde  akzeptiert  den  Nachfolger  als  seinen  neuen
Vertragspartner, ohne dass aus dieser datenschutzrechtlichen Einwilligungserklärung vertragliche Pflichten oder Ansprüche auf den Nachfolger übergehen
bzw. entstehen. Es bleibt dem Nachfolger überlassen das Vertrags- und Datenschutzverhältnis mit dem Kunden durch einen individuellen Maklervertrag zu
konkretisieren. Unterbleibt die ausdrückliche Information des Kunden über den Betreuerwechsel, kann der Versicherer von dem Nachfolger die Vorlage
einer  ausdrücklichen  Einwilligung  oder  einer  neuen  Beauftragung/Bevollmächtigung  verlangen,  bevor  der  Nachfolger  als  neuer  Interessenvertreter
(Sachwalter) des Kunden vom Versicherer akzeptiert wird. Die Regelungen zur Datenweitergabe an den Nachfolger gelten ausdrücklich über den Tod des
Maklers hinaus.
 
9.) Subsidaritätsklausel
Begehrt der Kunde der Sache nach einen Anspruch aus dem Versicherungsvertrag und verweigert das Versicherungsunternehmen die Leistung, so muss
der Kunde zunächst das Versicherungsunternehmen gerichtlich in Anspruch nehmen. Der Versicherungsmakler kann wegen eines Beratungsfehlers nur im
Anschluss daran verklagt  werden,  wenn der  Anspruch gegen das Versicherungsunternehmen bei  Ausschöpfung aller  rechtlichen Möglichkeiten nicht
erfolgreich  geltend  gemacht  werden  konnte.  Dies  gilt  nicht,  wenn  aufgrund  einer  gefestigten  Rechtsprechung  ein  Vorgehen  gegen  das
Versicherungsunternehmen ersichtlich aussichtslos wäre.
 
10.) Einwilligung zur Bonitätsprüfung
Der Mandant erklärt sich ausdrücklich damit einverstanden, dass der Versicherungsmakler berechtigt ist, eine Bonitätsauskunft über mich/meine Firma bei
der Schufa Holding AG, Kormoranweg 5, 65201 Wiesbaden einzuholen.
 
11.) Vollmacht und Datenschutzerklärung
Der Makler ist berechtigt die Daten des Mandanten, insbesondere seine Gesundheitsdaten, zu speichern und zu verarbeiten, soweit dies zur Vermittlung
und Verwaltung der vom Mandanten gewünschten Versicherungen erforderlich ist. Im Übrigen ist der Makler bevollmächtigt den Mandanten zu vertreten
und Erklärungen für ihn abzugeben und anzunehmen. Der Mandant hat dem Makler zu diesem Zwecke zudem eine gesonderte Vollmacht erteilt und seine
Einwilligung nach der DSGVO und dem BDSG in einer gesonderten Erklärung abgegeben. Die weiteren Einzelheiten der Vollmacht und der Einwilligung
ergeben sich aus der jeweiligen gesonderten Erklärung.
 
12.) Datenspeicherung in einer Cloud
Der Mandant erklärt sich ausdrücklich damit einverstanden, dass der Makler berechtigt ist, Kundendaten in einer Cloud oder extern bei Drittanbietern zu
speichern, zu verwenden und gegebenenfalls auch dem Mandanten selbst direkt über die technischen Möglichkeiten zugänglich zu machen, z.B. über das
Verwaltungsprogramm. Auf diese Weise könnte der Mandant z.B. selbst Einsicht in die für ihn hinterlegten Versicherungsverträge nehmen und ist damit
über seinen vorhandenen Versicherungsschutz informiert. Eine Cloud-Technik ist ein ausgelagertes Speichermedium, welches auf und über externe Server
nur  von Berechtigten genutzt  oder  eingesehen werden  kann.  Der  Makler  trägt  Sorge dafür,  dass die  Datensicherheit  nach dem Stand der  Technik
gewährleistet ist. Der Makler ist auch berechtigt, zu diesem Zwecke Auftragsdatenverarbeitungen nach den gesetzlichen Bestimmungen der DSGVO zu
schließen. Hierfür bedarf es nicht der vorherigen Einwilligung des Mandanten. Auf Verlangen des Mandanten erteilt der Makler die konkreten Informationen,
über welche weiteren technischen Dienstleister eine Datenspeicherung und -verwertung erfolgt.
 



13.) E-Mail
Auf Anfrage kann dem Kunden ein System zur Inhaltsverschlüsselung zur Verfügung gestellt werden. Der Makler setzt bei der elektronischen Übermittlung
von Nachrichten auf bewährte EDV-Systeme, einschließlich sog. Viren- und Spamfilter zur Abwehr von unerwünschten Nachrichten und Schadsoftware ein.
Daher  übernimmt  der  Makler  keine  Gewähr  für  den  vollständigen  Zugang  ausschließlich  per  E-Mail  an  den  Makler  versandten  Nachrichten  und
Informationen.  Diese  E-Mails  des  Kunden  sind  dem  Makler  erst  dann  zugegangen,  wenn  der  Makler  den  Erhalt  bestätigt  oder  die  Bearbeitung
vorgenommen hat.
 

14.) Informationsklausel & Einwilligung in Werbung
Der Makler darf die vom Mandanten überlassenen Daten verwenden, um den Mandanten weiterführend auch in anderen Produktsparten zu beraten,
Werbung  und  Informationsmaterial  zu  übermitteln  und  ihn  zu  kontaktieren,  um ihm weitere  Produktvorschläge  zu  unterbreiten.  Der  Mandant  willigt
ausdrücklich  ein,  dass ihn der  Makler  mittels  aller  Medien kontaktieren darf  und ihn,  auch über  bestehende Geschäftsbeziehungen hinausreichend,
informieren darf.  Diese Einwilligung gilt  auch nach Beendigung des Vertragsverhältnisses weiter  (z.B.  zur  Kundenrückgewinnung),  wenn  diese nicht
ausdrücklich und in Textform widerrufen wurde.
 
15.) Ersetzung vorheriger vertraglicher Vereinbarungen
Dieser Maklervertrag tritt an die Stelle aller bisherigen Maklerverträge der Parteien und ersetzt diese mit Datum der Unterzeichnung.
 
16.) Salvatorische Klausel, Nebenabreden, Schriftformerfordernis, Gerichtsstandsvereinbarung
Sollte eine Bestimmung dieses Vertrages unwirksam sein oder werden oder der Vertrag eine Lücke enthalten, so bleibt die Rechtswirksamkeit der übrigen
Bestimmungen  hiervon  unberührt.  Unwirksame  Bestimmungen  sind  so  umzudeuten,  dass  das  von  den  Vertragsparteien  angestrebte  Vertragsziel
bestmöglich erreicht wird; das gleiche gilt im Falle einer Vertragslücke. Nebenabreden zu diesem Vertrag bestehen nicht. Änderungen und Ergänzungen
bedürfen der Schriftform. Dies gilt ebenso für die Aufhebung dieses Formerfordernisses. Sofern der Mandant Unternehmer im Sinne des § 14 BGB ist, ist
der Gerichtsstand für alle sich aus dem Vertrag ergebenden Rechte und Pflichten der Sitz des Maklers.
 
 
Weitere Rechte und Pflichten des Mandanten und des Maklers ergeben sich aus den Allgemeinen Geschäftsbedingungen des Maklers, welche
Bestandteil dieses Vertrages sind.
 
 
[ X ]    Der Mandant erklärt, dass ihm neben dem Maklervertrag auch die Allgemeinen Geschäftsbedingungen und die Basisinformationen 
           (Anlage 1) vom Makler ausgehändigt worden sind. Er diese sorgfältig gelesen und vollständig verstanden hat sowie diesen   
           uneingeschränkt zustimmt.
 
 
 
 
 

Ort / Datum Unterschrift Mandant/ gesetzl. Vertreter/ 
ggf.Firmenstempel

 
 
 

Auftrag angenommen am: Ort / Datum Unterschrift Makler

 
 
 
 
 
Widerrufsrecht / Widerrufsbelehrung
Sie können die Vertragserklärung innerhalb von 14 Tagen ohne Angabe von Gründen mittels einer eindeutigen Erklärung widerrufen. Die Frist beginnt nach
Erhalt dieser Belehrung auf einem dauerhaften Datenträger. Zur Wahrung der Widerrufsfrist genügt die rechtzeitige Absendung des Widerrufs, wenn die
Erklärung auf einem dauerhaften Datenträger (z. B. Brief, Telefax, E-Mail) erfolgt. Der Widerruf ist an die nachgenannte Anschrift zu richten: VFF-Makler
GmbH & Co. KG; Rostocker Straße 50 in 01587 Riesa.
 
Widerrufsfolgen
Im Falle eines wirksamen Widerrufs sind die beiderseits empfangenen Leistungen zurück zu gewähren. Sie sind zur Zahlung von Wertersatz für die bis
zum Widerruf  erbrachten Dienstleistungen verpflichtet,  wenn Sie vor Abgabe Ihrer Vertragserklärung auf  diese Rechtsfolge hingewiesen wurden und
ausdrücklich zugestimmt haben, dass wir vor dem Ende der Widerrufsfrist mit der Ausführung der Gegenleistung beginnen. Besteht eine Verpflichtung zur
Zahlung von Wertersatz, kann dies dazu führen, dass Sie die vertraglichen Zahlungsverpflichtungen für den Zeitraum bis zum Widerruf dennoch erfüllen
müssen. Ihr Widerrufsrecht erlischt vorzeitig, wenn der Vertrag von beiden Seiten auf Ihren ausdrücklichen Wunsch vollständig erfüllt ist, bevor Sie Ihr
Widerrufsrecht ausgeübt haben. Verpflichtungen zur Erstattung von Zahlungen müssen innerhalb von 30 Tagen erfüllt werden. Die Frist beginnt für Sie mit
der Absendung Ihrer Widerrufserklärung, für uns mit deren Empfang.
 
 

Ort / Datum Unterschrift Mandant/ gesetzl. Vertreter/ 
ggf.Firmenstempel

Ort / Datum Unterschrift Makler



Allgemeine Geschäftsbedingungen
 
 
§ 1 Vertragsgegenstand
Der  Maklervertrag,  unter  Einbeziehung  dieser  allgemeinen  Geschäftsbedingungen  (AGB),  bezieht  sich  nur  auf  die  im  Maklervertrag  ausdrücklich
benannten Verträge, für die eine Vermittlungstätigkeit  gewünscht wurde oder eine Verwaltungsübernahme auf den Makler erfolgte. Es kann schriftlich
gesondert vereinbart werden, dass sich die Beauftragung auf weitere Verträge erstrecken soll. Weiterhin kann gesondert vereinbart werden, dass sich die
Beauftragung auf bereits beim Abschluss dieses Vertrages bestehende Versicherungsverhältnisse erstrecken soll. Diese Vertragsverhältnisse werden dann
künftig  durch  den  Makler  verwaltet,  sofern  sie  der  Versicherer  courtagepflichtig  in  den  Bestand  des  Maklers  überträgt.  Eine  anderweitige  oder
weitergehende Tätigkeits- oder Beratungsverpflichtung, außer für die Vermittlung und/oder Verwaltung der gewünschten Verträge des Mandanten besteht
nicht. Insbesondere ist eine Beratung oder Betreuung der gesetzlichen Sozialversicherungen nicht von der Maklertätigkeit umfasst. 
 
Schließt der Mandant nach Abschluss des vorliegenden Vertrages einen Versicherungsvertrag über einen anderen Vermittler ab, so erstreckt sich der
vorliegende Maklervertrag nicht auf diesen über den anderen Vermittler abgeschlossenen Versicherungsvertrag. Den Makler trifft  diesbezüglich keine
Beratungspflicht; es sei denn der Mandant legt den entsprechenden Vertrag gegenüber dem Makler offen und der Versicherer stimmt einer Übertragung
des Versicherungsvertrages in den Bestand des Maklers zu. Wünscht der Mandant nach Abschluss des vorliegenden Maklervertrages die Vermittlung eines
Versicherungsvertrages zusätzlich zu den in diesem Maklervertrag festgelegten Verträgen und nimmt der Makler daraufhin eine Beratung gegenüber dem
Mandanten auf, so erstreckt sich der vorliegende Maklervertrag auch auf diese Beratung und den neu vermittelten Versicherungsvertrag.
 
§ 2 Pflichten des Mandanten
Der  Mandant  ist  fortwährend  zur  Mitwirkung,  insbesondere  zur  unverzüglichen  und  vollständigen  Erteilung  wahrheitsgemäßer  Angaben  verpflichtet.
Unterlässt der Mandant die unverzügliche Information, besteht eventuell kein oder kein vollständiger Anspruch aus bestehenden Verträgen. Insbesondere
hat er dem Makler unaufgefordert alle für die Ausführung des Auftrages notwendigen Unterlagen und Informationen vollständig zu übergeben. Bei der
Bearbeitung jeder Vermittlungsanfrage kann nur der vom Mandanten geschilderte Sachverhalt zugrunde gelegt werden. Der vom Mandanten dem Makler
dargelegte Sachverhalt ist als vollständige, wahrheitsgemäße und abschließende Beratungsgrundlage für den Makler anzunehmen. Der Mandant kann
jederzeit vom Makler die Überprüfung und Aktualisierung der vermittelten Verträge an eine veränderte Risiko-, Markt- und/oder Rechtslage verlangen. Erst
nach einer entsprechenden Mitteilung entsteht für den Makler diese Tätigkeitspflicht. Entsprechendes gilt für die Unterrichtung über alle Vorgänge und
Umstände, die für die Ausführung des Auftrages von Bedeutung sein können, auch wenn der Mandant erst später eigene Kenntnis erhält. Für eigene
Versicherungsanalysen und individuell erstellte Deckungskonzepte nimmt der Makler Urheberrechtschutz nach den Bestimmungen des Urhebergesetzes in
Anspruch. Gleiches gilt für alle weiteren vom Makler erstellten Unterlagen. Für diese behält der Makler ebenso alle Urheberrechte vor und dürfen ohne
schriftliche  sowie  ausdrückliche  und  vorherige  Genehmigung  weder  vervielfältigt  werden,  noch  Dritten  zugänglich  gemacht  werden.  Die  aus  den
Versicherungsverträgen  unmittelbar  erwachsenden  Verpflichtungen,  wie  die  Prämienzahlungen,  Anzeigepflichten  und  die  Einhaltung  vertraglicher
Obliegenheiten etc. sind vom Mandanten zu erfüllen. 
 
Der  Mandant  ist  verpflichtet,  dem Makler  die  vertragsbezogene Korrespondenz  der  Produktgeber  für  eine  gewünschte  Interessenwahrnehmung zur
Verfügung zu stellen oder den Schriftverkehr  mit  dem Versicherer ausschließlich über  den Makler zu führen.  Der  Mandant  ist  unabhängig von dem
Fortbestand  des  vorliegenden  Maklervertrages  jederzeit  berechtigt  einen  anderen  Vermittler  mit  der  Vermittlung  und  Verwaltung  seiner
Versicherungsverträge zu beauftragen. Der Mandant ist zuvor verpflichtet den Makler über die neue Beauftragung zu informieren, damit der Makler an der
geordneten Übernahme der Verwaltung durch den neubeauftragten Vermittler mitwirken kann. Alsdann ist davon auszugehen, dass der neubeauftragte
Vermittler ab dem berechtigten Übernahmezeitpunkt der Versicherungsverträge die Vergütung vom Versicherer erhält und seinerseits die umfassende
Betreuungstätigkeit gegenüber dem Mandanten erbringt. Ein Anlass für eine weitere Verwaltungstätigkeit des Maklers für den Mandanten besteht daher
nicht. Beiden Parteien steht es frei die Zusammenarbeit ganz oder teilweise zu beenden. Der vom Mandanten neubeauftragte Vermittler haftet selbständig
gegenüber dem Mandanten für seine Beratung. Eine gesamtschuldnerische Haftung besteht nicht.
 
§ 3 Aufgaben des Maklers
Der  Makler  nimmt  eine  Vorauswahl  von  geeigneten  Anbietern  von  Versicherungsprodukten,  Kapitalanlageprodukten,  Finanzdienstleistungen,
Dienstleistungen (z. B. Patientenverfügungen, Vorsorgevollmachten) vor, welche den mitgeteilten Mandantenwünschen und Bedürfnissen entsprechen
könnten.  Der  Makler  berücksichtigt  lediglich  solche  Anbieter,  die  bei  der  Bundesanstalt  für  Finanzdienstleistungsaufsicht  zugelassen  sind  und  eine
Niederlassung in der Bundesrepublik Deutschland unterhalten und Vertragsbedingungen in deutscher Sprache und nach deutschem Recht anbieten. Der
Makler übernimmt keine Prüfung der Solvenz der Anbieter, soweit diese der Aufsicht der Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht unterliegen. Der
Makler berücksichtigt nur diejenigen Versicherer, die bereit sind, mit ihm zusammenzuarbeiten und welche ihm eine übliche Courtage für seine Tätigkeiten
bezahlen. Eine Verpflichtung Direktversicherungen zu berücksichtigen besteht für den Makler nicht. Nicht frei auf dem Versicherungsmarkt zugängliche
Deckungskonzepte können von dem Makler nicht  berücksichtigt  werden.  Der  Makler  erhält  vom Mandanten in jedem Fall  ausreichend Zeit,  um die
Vermittlung eines Versicherungsvertragsverhältnisses vorzubereiten und verschiedene Angebote bei den Anbietern einzuholen. Der Makler kann nicht
gewährleisten, dass zeitnah ein Versicherer die vorläufige Deckung oder überhaupt die Übernahme eines Risikos erklärt. Der Mandant wird ausdrücklich
darauf aufmerksam gemacht, dass er erst nach schriftlicher Bestätigung durch den Versicherer und nur in dem beschriebenen Umfang über vorläufigen
oder gewünschten Versicherungsschutz verfügt, sofern der Mandant seine versicherungsvertraglichen Pflichten erfüllt. 
 
Der Makler hat den Mandanten, soweit nach der Schwierigkeit, die angebotene Versicherung zu beurteilen, oder der Person des Mandanten und dessen
Situation  hierfür  Anlass  besteht,  nach  seinen  Wünschen  und  Bedürfnissen  zu  befragen  und  auch  unter  Berücksichtigung  eines  angemessenen
Verhältnisses zwischen Beratungsaufwand und der vom Mandanten zu zahlenden Prämien, zu beraten sowie die Gründe für jeden zu einer bestimmten
Versicherung erteilten Rat anzugeben. Er hat dies unter Berücksichtigung der Komplexität des angebotenen Versicherungsvertrags zu dokumentieren. Die
Verpflichtung besteht auch nach Vertragsschluss während der Dauer des Maklervertrages, soweit  für den Makler ein Anlass für eine Nachfrage und
Beratung des Mandanten erkennbar ist. Im Rahmen der Wahrnehmung der Aufgaben des Maklers erteilt dieser auf Anfrage des Mandanten jederzeit
Auskunft zu dem vermittelten Vertragsverhältnis. Erklärungen, die der Makler im Auftrage seines Mandanten an die Produktgeber weiterleitet, werden dem
Mandanten  zugerechnet.  Der  Makler  verpflichtet  sich,  die  Versicherer  nur  entsprechend  der  Weisungen  des  Auftragsgebers  zu  informieren.
Darüberhinausgehende Informationen werden an Versicherer oder sonstige Dritte nicht weitergegeben, soweit dies gesetzlich zulässig ist.
 
§ 4 Haftungsbegrenzung/Ausschlüsse
Die Haftung aus der Versicherungsvermittlung trägt ausschließlich der persönlich beratende Vermittler. Grundsätzlich ist die Haftung des Maklers für eine
Verletzung seiner Pflichten einschließlich einer Verletzung der gesetzlichen Beratungs  und Dokumentationspflicht nach §§ 60, 61, 63 VVG, §§ 18 ff.‐
FinVermV sowie seiner Verwaltungs  und Betreuungspflichten für infolge fahrlässig verursachter Schäden, auf die zum Zeitpunkt der Pflichtverletzung‐
gültige Mindestversicherungssumme von derzeit  1,13 Mio.  Euro je  Schadensfall  nach §§ 9  VersVermV, 9  FinVermV begrenzt.  Über  das gesetzliche
Mindestmaß hinaus, besteht für den Makler eine Vermögensschadenhaftpflichtversicherung in Höhe von 5 Mio. Euro je Schadensfall. Ferner ist die Haftung
des Maklers für eine Verletzung seiner gesetzlichen Beratungs- und Dokumentationspflichten nach §§ 60, 61, 63 VVG ebenfalls der Höhe nach auf den
Betrag  von  5  Mio.  €  je  Schadensfall  begrenzt.  Der  Mandant  hat  die  Möglichkeit  den  Haftpflichtversicherungsschutz  auf  eigene  Kosten  auf  eine
Versicherungssumme  zu  erhöhen,  die  das  übernommene  Risiko  abdeckt.  Eine  solche  Vereinbarung  hat  in  Schriftform  zu  erfolgen.
Schadensersatzansprüche des Mandanten aus diesem Vertrag verjähren spätestens nach 2 Jahren. Die Verjährung beginnt zum Schluss des Jahres, in
welchem der Anspruch entstanden ist und der Mandant Kenntnis von dem Anspruch begründenden Umständen und der Person des Ersatzpflichtigen
erlangt hat oder ohne grobe Fahrlässigkeit  hätte erlangen müssen. Die in diesem Paragraphen geregelten Beschränkungen gelten nicht,  soweit  die
Haftung  des  Maklers  oder  die  daraus  resultierenden  Schadensersatzansprüche  des  Mandanten  auf  einer  vorsätzlichen  oder  grob  fahrlässigen
Pflichtverletzung des Maklers oder auf einer Verletzung des Lebens, des Körpers, oder der Gesundheit beruhen. Für Fehlberatungen oder nicht geeignete
Beratungsergebnisse wegen nicht vollständiger, unverzüglicher oder wahrheitsgemäßer Information des Mandanten ist die Haftung für Vermögensschäden



ausgeschlossen, es sei denn, der Mandant weist dem Makler nach, dass er vorsätzlich oder grob fahrlässig gehandelt hat. Für die Richtigkeit von EDV-
Berechnungen, für Produktangaben oder Vertragsbedingungen der Produktgeber oder sonstiger für den Mandanten tätiger Dritter haftet der Makler nicht.
Eine Haftungsverantwortung des Maklers für deren Inhalt gegenüber Dritten wird ausgeschlossen.
 
§ 5 Abtretungsausschluss
Sämtliche sich aus diesem Vertragsverhältnis ergebenden Rechte oder Ansprüche des Mandanten gegen den Makler sind nicht übertragbar, abtretbar oder
belastbar, es sei denn, es handelt sich um rechtskräftig festgestellte Ansprüche oder einen auf Geld gerichteten Anspruch des Mandanten gegen den
Makler. Der Abtretungsausschluss gilt nicht, wenn die berechtigten Belange des Mandanten an der Abtretbarkeit des Rechts das schützenswerte Interesse
des Maklers an dem Abtretungsausschluss überwiegen. Diese Regelung findet gegenüber Verbrauchern keine Anwendung; die Regel des § 354a HGB
bleibt unberührt.

§ 6 Zustimmungsfiktion
Der Mandant willigt ein, dass sein Schweigen auf ein Vertragsänderungsangebot, unter Beachtung der nachgenannten Voraussetzungen, als Zustimmung
gilt.  Der  Makler  kann  dem  Mandanten  nur  aus  triftigem  Grund  Änderungen  der  Geschäftsbedingungen  anbieten.  Widerspricht  der  Mandant  den
angebotenen Änderungen nicht innerhalb angemessener Frist, so gilt das Schweigen des Mandanten ausnahmsweise als Zustimmung. Ein triftiger Grund
liegt vor, wenn Regelungen dieses Vertrags direkt oder mittelbar durch eine Rechtsänderung (Gesetzesänderung, Neuregelung oder Rechtsprechung)
betroffen sind oder sich durch eine Rechtsänderung nachträglich eine Regelungslücke im Vertrag ergeben hat.  Der Makler zeigt dem Mandanten die
angebotenen  Änderungen  in  Textform  unter  Nennung  des  Zeitpunkts  des  Wirksamwerdens  an.  Der  Makler  übermittelt  dem  Mandanten  die
Änderungsanzeige mit angemessener Frist, d.h. wenigstens zwei Monate vor Wirksamwerden der Änderungen. Die Änderungsanzeige des Maklers enthält
zudem eine Gegenüberstellung von angebotener und geltender Regelung, wenn die angebotene Änderung an die Stelle einer zuvor geltenden Regelung
tritt. Der Makler belehrt den Mandanten in seiner Änderungsanzeige über die Zustimmungswirkung seines Schweigens, den Grund der Änderung und die
Folgen eines Widerspruchs.  Widerspricht  der  Mandant  der  angebotenen Änderung binnen der  angemessenen Frist,  wird  der  Vertrag mit  den alten
Geschäftsbedingungen fortgesetzt.
 
§ 7 Datenschutzerklärung und Maklervollmacht
Die Berechtigung des Maklers zur Erhebung, Speicherung und Verwendung der Kundendaten, sowie zur Vertretung des Mandanten ergeben sich jeweils
aus einer separaten Erklärung, welche als „Anlage 1 - Datenschutzerklärung“ beigefügt ist.
 
§ 8 Rechtsnachfolge
Der Mandant  willigt  bereits  jetzt  in  eine etwaige Vertragsübernahme durch einen anderen oder  weiteren Makler,  beispielsweise durch  Verkauf  oder
Erweiterung des Maklerhauses, ein. Er erklärt sich damit einverstanden, dass in einem solchen Falle die für die Vermittlung und Betreuung von zukünftigen
bzw. bestehenden Geschäften erforderlichen Informationen und Unterlagen weitergegeben werden.
 
§ 9 Vollmacht SEPA-Lastschrift
Der Mandant erteilt dem Makler und dessen Rechtsnachfolger Vollmacht bezüglich der Erteilung von SEPA- Lastschriftaufträgen zu Lasten des Kontos des
Mandanten gegenüber Gesellschaften zur Abbuchung der Versicherungsprämien, Sparbeiträge bzw. sonstiger Entgelte.
 
§ 10 Salvatorische Klausel, Gerichtsstand, Schriftformerfordernis
Sollte eine bestehende oder künftig in den Vertrag aufgenommene Bestimmung, aus welchem Rechtsgrunde auch immer, rechtsunwirksam sein oder
werden, so vereinbaren die Parteien schon jetzt, dass die Wirksamkeit der übrigen Vertragsteile davon unberührt bleiben soll. Dies gilt auch für den Fall
einer Gesetzesänderung, Änderung der Rechtsprechung oder einer erkennbaren Regelungslücke des Vertrages. Die Parteien vereinbaren in diesem Falle,
dass eine Regelung gelten soll, die - soweit rechtlich möglich - dem am nächsten kommt, was die Parteien gewollt haben oder nach dem Sinn und Zweck
des Vertrages gewollt haben würden. 
 
Erfüllungsort und Gerichtsstand für alle sich aus diesem Vertrag ergebenden Rechte und Pflichten ist der Sitz des Maklers, soweit beide Vertragsparteien
Kaufleute oder eine juristische Person des öffentlichen Rechts sind oder der Mandant seinen Wohnsitz oder seinen gewöhnlichen Aufenthaltsort aus der
Bundesrepublik  Deutschland verlegt.  Es findet  deutsches Recht  Anwendung.  Änderungen und Ergänzungen zu diesem Maklervertrag  bedürfen  der
Schriftform. Dies gilt auch für die Abbedingung dieses Schriftformerfordernisses. 
 
Der  vorliegende  Vertrag  tritt  an  die  Stelle  aller  bisherigen  vertraglichen  Bestimmungen  und  Abrede  der  Parteien  und  ersetzt  diese.  Mündliche
Nebenabreden  zu  dem  vorliegenden  Vertrag  oder  den  zukünftig  vermittelten  Versicherungsprodukten  bestehen  nicht.  Widerstreitende  allgemeine
Geschäftsbedingungen  des  Vertragspartners,  welche  abweichende  oder  entgegenstehende  Regelungen  enthalten,  sind  unbeachtlich.  Es  gelten
ausschließlich die hier vereinbarten vertraglichen Regelungen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



 

Anlage 2: Basisinformationen
 
Bitte beachten Sie nachstehende Hinweise, damit im Leistungsfall der volle Anspruch auf die Versicherungsleistung nicht gefährdet wird:
 
Allgemeine Hinweise zu allen Versicherungssparten:

• Falls Sie uns mit der Vermittlung eines neuen Vertrages beauftragt haben, bitten wir Sie, einen außerhalb unserer Betreuung bestehenden
Vorvertrag erst  nach Annahme des neuen Vertrages (=  Zugang des Versicherungsscheins) zu kündigen.  Sollten  Kündigungsfristen zu
beachten sein, sprechen Sie uns bezüglich der weiteren Vorgehensweise an.

• Besonders möchten wir auf die -  Anzeige von gefahrerheblichen Umständen - hinweisen. Gefahrerheblich sind insbesondere Umstände,
nach denen der Versicherer beispielsweise in seinen Antragsformularen fragt.

• Soweit Ihnen der Versicherungsschein direkt vom Versicherer zugeht, bitten wir diesen auf Korrektheit zu prüfen, insbesondere dahingehend,
ob  Abweichungen  vom  gestellten  Antrag  dokumentiert wurden.  Gerne  können  Sie  uns  beauftragen,  den  Versicherungsschein  auf
Korrektheit zu prüfen.

• Wir  weisen  darauf  hin,  dass  der  Versicherungsschutz  erst  nach  Bezahlung  des  Erstbeitrages,  frühestens  zum  beantragten
Versicherungsbeginn  beginnt,  soweit  vom Versicherer  keine  vorläufige  Deckung  erteilt  wurde.  Der  Versicherungsschutz  erlischt,  wenn
Folgebeiträge nicht innerhalb der in der Mahnung bestimmten Frist (i.d.R. 2 Wochen) entrichtet werden.

• Bitte  beachten  Sie  die  jeweiligen  vertraglichen  Obliegenheiten.  Eine  Nichtbeachtung  vertraglicher  Obliegenheiten  kann  zu
Leistungseinschränkungen und Leistungsfreiheit des Versicherers führen. Obliegenheiten sind z.B.: 

o    die unverzügliche Meldung von Schadensfällen, welche eine Leistungspflicht des Versicherers begründen können,

o    Maßnahmen zur Schadensvorbeugung und nach Eintritt des Schadens Maßnahmen zur Schadensminderung,

o    die Anzeige von gefahrerhöhenden Umständen bei und nach Vertragsabschluss,

o    weitere Obliegenheiten gemäß den jeweiligen Versicherungsbedingungen.

• Bei einem Versichererwechsel (Umdeckungen) sind regelmäßig Vor- und Nachteile gegenüber dem bisherigen Vertragswerk gegeben. Eine
vollständige Information über mögliche Vor- und Nachteile der einzelnen Bedingungswerke kann im Hinblick auf deren Umfang nicht gegeben
werden. Wir verweisen diesbezüglich direkt auf die jeweiligen Vertragsbedingungen.

• Bitte informieren Sie uns, wenn sich bei Ihnen  Veränderungen ergeben, welche eine Anpassung der Versicherungsverträge erfordern
oder erfordern könnten. Ebenso stehen wir Ihnen nach Aufforderung gerne zur Verfügung, wenn die bestehenden Versicherungsverträge an
geänderte Marktgegebenheiten angepasst werden sollen.

Wesentliche  Informationen  können  Sie  dem  Produktinformationsblatt des  Versicherers  entnehmen,  sowie  den  allgemeinen  spartenspezifischen
Informationsunterlagen, welche Sie von dem Versicherer erhalten.

Allgemeine Hinweise zur Personenversicherung:

• In der Personenversicherung ist es besonders wichtig, dass die Gesundheitsfragen vollständig und korrekt ausgefüllt werden. Werden
diese unvollständig oder fehlerhaft eingetragen, ist der Versicherer eventuell zum Rücktritt vom Vertrag berechtigt oder kann diesen kündigen,
bzw.  könnte  wegen  arglistiger  Täuschung  anfechten.  Gleiches  gilt  für  die  Beschreibung  Ihres  Berufsbildes und  die  Angabe  Ihrer
Einkommensverhältnisse. Ist ein Versicherer vom Vertrag zurückgetreten oder hat er diesen rechtswirksam angefochten, ist er in der Regel
leistungsfrei. Häufig ist es dann nicht mehr möglich, einen anderen Versicherer zu finden, welcher eine Anschlussversicherung anbietet.

Sie können die Gesundheitserklärung oder Ergänzungen hierzu auch direkt an den Versicherer geben.

 
Allgemeine Hinweise zur Lebens-, Berufsunfähigkeits- und Rentenversicherung:

• Im Angebot ausgewiesene Gewinnanteile sind nicht garantiert. Diese sind insbesondere von der künftigen Entwicklung der Kapitalmärkte,
der Kosten und Risiken abhängig. 

• Bei gezillmerten Tarifen wird ein Großteil der Kosten in den ersten 5 Jahren in Abzug gebracht. Dies führt dazu, dass bei Rückkauf oder
Beitragsfreistellung ein geringerer Wert als die eingezahlten Beiträge zur Verfügung steht. Detaillierte Angaben zu den Kosten und dem Verlauf
entnehmen Sie bitte der vollständigen Beispielrechnung des Versicherers.

• Soweit  Ihrem  Vertrag  "Nichtraucherbestimmungen" zu  Grunde  liegen,  informieren  Sie  uns  bitte,  wenn  Sie  das  Rauchen  nach
Vertragsabschluss beginnen, damit der Vertrag angepasst wird. Ansonsten ist der Versicherer in der Regel berechtigt, die Versicherungsleistung
im Verhältnis zur ersparten Prämie zu kürzen.

Besonders  gefährliche  Betätigungen  oder  Sportarten (darunter  fällt  auch  die  Tätigkeit  als  Flugzeugführer),  --  auch  wenn  Sie  erstmalig  nach
Vertragsbeginn ausgeübt werden --, sind nur mitversichert, wenn dies angezeigt wurde und besonders vereinbart ist.

Allgemeine Hinweise zur Krankenversicherung:

• Die künftige Beitragsentwicklung ist im Wesentlichen von Kostensteigerungen im Gesundheitswesen und längeren Lebenserwartungen geprägt.
Trotz einkalkulierter Alterungsrückstellungen wird es zu Beitragserhöhungen kommen. Über die mögliche Höhe künftiger Beiträge können wir
keine Auskunft geben.

• Versicherungsnehmer, die das 55. Lebensjahr überschritten haben, können unter bestimmten  Umständen nicht mehr in die gesetzliche
Krankenversicherung zurückkehren

• Versicherungsnehmer, die in der zweiten Hälfte ihres Erwerbslebens nicht mindestens 90 % der Zeit in der GKV versichert waren, werden als
Rentner freiwillige Mitglieder der gesetzlichen Krankenkasse. Das führt zur Beitragserhebung nicht nur auf die gesetzliche Rente, sondern
auch auf Mieteinnahmen und Kapitalzinserträge. Nur wer mehr als 90 % der zweiten Hälfte des Erwerbslebens Mitglied in der GKV war, wird



im  Rentenalter  pflichtversichertes  Mitglied  in  der  Krankenversicherung  der  Rentner  (KVdR) und  muss  Beiträge  lediglich  auf  die
gesetzliche Rente entrichten.

• Während der Vertragslaufzeit  haben sie das Recht,  in  andere Tarife  des Versicherers unter  Mitnahme der Alterungsrückstellung zu
wechseln. Dies kann für Sie günstig sein, wenn der Versicherer neue Tarife einführt, sich andere Tarife bei den Beitragsanpassungen besser
entwickelt haben oder Sie andere Anforderungen an den Versicherungsschutz stellen. Bitte kommen Sie auf uns zu, wenn wir alternative Tarife
bei Ihrem Krankenversicherer prüfen sollen.

• Wurde  der  private  Krankenvollversicherungsschutz  ab  dem  1.  Januar  2009  begründet,  ist  auch  der  Wechsel  zu  einem  anderen
Versicherungsunternehmen unter teilweiser Übertragung der Alterungsrückstellungen möglich. In diesem Fall werden die kalkulierten
Alterungsrückstellungen  in  Höhe  des  Teils  der  Versicherung,  dessen  Leistungen  dem Basistarif  entsprechen,  an  den  neuen  Versicherer
übertragen. Es werden also Alterungsrückstellungen in der Höhe übertragen, wie sie sich ergeben hätten, wenn der Versicherte von Beginn an
im Basistarif versichert gewesen wäre, jedoch nicht mehr, als nach dem alten Tarif zu übertragen gewesen wären. Sah der alte Tarif insgesamt
geringere Leistungen als der Basistarif vor, werden auch entsprechend weniger Alterungsrückstellungen übertragen.

• Nehmen Sie  ärztliche Leistungen in Anspruch, welche nicht von Ärzten nach der GoÄ oder GoZ bzw. nicht nach den dort genannten
Sätzen abgerechnet  werden, empfehlen wir vor Inanspruchnahme die Kostenübernahme mit dem Versicherer  abzuklären (z.B.  Alternative
Heilmethoden, Honorarvereinbarungen, Behandlungen im Ausland, Rücktransporte).

• Wir  empfehlen  -  und  verschiedene  Versicherer  schreiben  es  vor  -  bei  Zahnersatz  und  Kieferorthopädie  sowie  bei  größeren
Zahnbehandlungsmaßnahmen, Kostenvoranschläge (Heil- und Kostenplan) dem Versicherer zur Genehmigung vorzulegen.

• Bei stationären Aufenthalten empfehlen wir, eine Kostenübernahmeerklärung vom Versicherer an das Krankenhaus zu veranlassen.

• Bei  gemischten Anstalten sehen die Vertragsbedingungen der meisten Versicherer nur eine Leistungspflicht bei  vorheriger Genehmigung
vor.

• Zeigen Sie in der Krankentagegeldversicherung unverzüglich Erkrankungen an, die eine Arbeitsunfähigkeit über die Karenzzeit hinaus zur
Folge haben könnten. Der Versicherer hat i.d.R. keine rückwirkende Leistungsverpflichtung.

• Zeigen  Sie  in  der  Pflegepflichtversicherung  den  Eintritt  der  Leistungspflicht  sofort  an.  Es  besteht  i.d.R.  keine  rückwirkende
Leistungsverpflichtung.

• Kinder können ohne Gesundheitsprüfung in der Krankenvollversicherung eines Elternteils mitversichert werden. Die Meldefrist ergibt sich
aus  den  Versicherungsbedingungen  und  liegt  üblicherweise  bei  zwei  Monaten.  Anschließend  ist  eine  Mitversicherung  nur  mit
Gesundheitsprüfung möglich. Diese Verpflichtung besteht nur insoweit, als der beantragte Versicherungsschutz des Neugeborenen nicht höher
und  nicht  umfassender  als  der  des  versicherten  Elternteils  ist.  Als  Voraussetzung  für  die  Versicherung  des  Neugeborenen  oder  des
Adoptivkindes kann eine Mindestversicherungsdauer des Elternteils vereinbart werden. Diese darf drei Monate nicht übersteigen.

• Bei  Anwartschaftsversicherungen ist  der  Entfall  der  Voraussetzungen der Anwartschaft  (z.B.  Beendigung der  Pflichtversicherung)  im
Rahmen der vereinbarten Frist, spätestens innerhalb von 2 Monaten anzuzeigen. Bei Fristversäumnis erlöschen sämtliche Ansprüche aus der
Anwartschaftsversicherung

Allgemeine Hinweise zur Unfallversicherung:

• Melden Sie einen eingetretenen Unfall unverzüglich und lassen Sie sich ärztlich behandeln. Unfalltod ist bei manchen Versicherern bereits
innerhalb 24 Stunden zu melden.

• Sollten durch einen Unfall  Dauerschäden verbleiben, ist  der Anspruch auf  Invaliditätsleistungen  innerhalb von 12 Monaten (bei  einigen
Versicherern gelten längere Fristen) schriftlich zu erheben. Wird diese Frist versäumt, erlischt der Anspruch auf eine Leistung.

Die meisten Versicherer unterscheiden zwischen handwerklicher und kaufmännischer Tätigkeit. Zeigen Sie deshalb einen Berufswechsel unverzüglich
an.

 
Allgemeine Hinweise zur Haftpflichtversicherung:

• Geben Sie uns unverzüglich Nachricht, wenn sich Risikoerweiterungen oder Risikoerhöhungen ergeben. Insbesondere erachten wir es in
der gewerblichen Haftpflichtversicherung für sehr wichtig, dass Sie die jährlichen Risikofragebögen korrekt und vollständig ausgefüllt an uns
hergeben.

• Da Sie  nach  gesetzlichen  Bestimmungen  unbegrenzt  haften,  empfehlen  wir  Ihnen  zu  prüfen,  ob  die  Höhe  der  Deckungssumme und
vereinbarte Sublimits (verringerte Deckungssummen für einzelne Deckungsinhalte) ausreichend bemessen sind.

Sollten Sie mit Ansprüchen konfrontiert werden, welche eine Leistungspflicht des Haftpflichtversicherers begründen oder begründen könnten, informieren
Sie uns umgehend, damit das weitere Vorgehen abgesprochen werden kann. Wir bitten Sie insbesondere, ohne Zustimmung des Versicherers  keine
Haftpflichtansprüche anzuerkennen und auch keinen eigenen Anwalt mit der Abwehr der Ansprüche zu beauftragen.

Allgemeine Hinweise zur Rechtsschutzversicherung:

• Beachten Sie bitte, dass Versicherungsschutz ausschließlich für die vereinbarten Leistungsarten besteht. Wir empfehlen dringend, sich  vor
Inanspruchnahme anwaltlicher Leistung vom Versicherer eine Deckungszusage einzuholen.

• Soweit Sie direkt einen Anwalt beauftragen, empfehlen wir Ihnen mit diesen verbindlich zu vereinbaren, dass dieser erst tätig wird, wenn eine
schriftliche Kostenzusage des Versicherers  vorliegt  und Sie  über  etwaige Kosten,  welche die Rechtsschutzversicherung nicht  übernimmt,
informiert.

• Viele Rechtsschutzversicherer bieten zwischenzeitlich auch eine kostenfreie telefonische Rechtsberatung mit an.

Der Versicherungsschutz beginnt meist für behauptete Rechtsverstöße, die nach Vertragsabschluss und einer etwaigen zusätzlichen Wartezeit von
3 Monaten eintreten.

Allgemeine Hinweise zur Sachversicherung:

• Beachten Sie bitte in der Sachversicherung, dass ausschließlich die im Versicherungsvertrag  beschriebenen Sachen an den vereinbarten
Versicherungsorten  versichert  sind.  Teilen  Sie  uns  sich  ergebende  Änderungen  hierzu  unverzüglich  mit,  damit  entsprechender
Versicherungsschutz besorgt werden kann.

• Die versicherten Sachen sind - soweit keine All-Risk-Versicherung vereinbart wurde - ausschließlich gegen die genannten Gefahren versichert.

• Prüfen Sie bitte, ob die gewählte Versicherungssumme ausreichend bemessen ist. Ist die Versicherungssumme erheblich niedriger als der
Versicherungswert,  liegt  eine  Unterversicherung vor  und  der  Versicherer  kann  im Leistungsfall  die  Versicherungsleistung  im Verhältnis



Versicherungswert  zu  Versicherungssumme  kürzen.  Dies  gilt  nicht,  soweit  ein  Unterversicherungsverzicht  vereinbart  ist  oder  für
Versicherungssummen auf Erstes Risiko. Die Entschädigung ist hierbei üblicherweise auf die Versicherungssumme begrenzt.

• Informieren  Sie  uns,  wenn  die  Versicherungssumme  angepasst  werden  muss,  weil  sich  beispielsweise  durch  Neuerwerb  der
Versicherungswert erhöht hat.

• Prüfen Sie mindestens einmal jährlich, ob die Versicherungssumme noch ausreichend bemessen ist.

• Beachten Sie  bitte  gesetzliche und/oder behördliche Vorschriften,  insbesondere in  der  gewerblichen Feuerversicherung die gesetzlich
vorgeschriebene  Überprüfung  der  elektrischen  Anlagen  sowie  die  Einhaltung  der  Vorschriften  zur  Brandverhütung  (z.B.  Ausstattung  mit
Feuerlöschern, Einhaltung von Rauchverboten, ggf. Rauchmelderpflicht für Privathaushalte).

• Zeigen Sie einen Leerstand oder eine Nutzungsänderung unverzüglich an.

• Sorgen Sie dafür, dass vertraglich vereinbarte Einbruchdiebstahlsicherungen angewandt werden und funktionstüchtig sind.

• Bitte beachten Sie, dass Sie den Schaden auch der Höhe nach nachweisen müssen. Wir empfehlen daher - insbesondere bei höherwertigen
Gegenständen – die Aufbewahrung von Anschaffungsrechnungen oder Fertigung anderer geeigneter Nachweise (Fotos).

• In der gewerblichen Leitungswasserversicherung gilt für versicherte Gegenstände (Waren u. Vorräte), welche unter Erdgleiche (z. B Keller)
gelagert werden, in der Regel eine Lagerhöhe von ca. 12 bis 20 cm. Einige Versicherer verzichten darauf auch gänzlich, z.B. wenn der
VEMA-Klauselbogen gezeichnet worden ist. 

Beachten Sie weitere Obliegenheiten gemäß den jeweiligen Versicherungsbedingungen.

Allgemeine Hinweise zur Kraftfahrtversicherung:

• Beachten Sie bitte, dass mit der Zulassung vorläufige Deckung nur für die Kraftfahrthaftpflichtversicherung besteht. Für die Kasko- und
weitere Versicherungssparten besteht vorläufige Deckung nur, soweit diese von uns oder dem Versicherer ausgesprochen wurde.

• Falls Sie ein Fahrzeug  verkaufen, tragen Sie dafür Sorge, dass dieses bei der Zulassungsstelle abgemeldet oder umgemeldet wird.
Erledigt dies der Käufer nicht, haften Sie im Hinblick auf die Versicherungspflicht weiterhin für die Prämie der Kraftfahrthaftpflichtversicherung,
und vom Käufer verursachte Schäden können Ihren Schadenfreiheitsrabatt belasten.

• In der Kraftfahrtversicherung sind Rabatte und Zuschläge z.B. für die Jahreskilometerleistung, den Fahrerkreis, Garage und Beruf zumeist
Vertragsgrundlage. Sind die Voraussetzungen nicht mehr gegeben, sind Sie verpflichtet, dies unverzüglich anzuzeigen. Versäumen Sie
diese  Pflicht,  ist  der  Versicherer  berechtigt,  Vertragsstrafen  zu  berechnen.  Die  Höhe  der  möglichen  Vertragsstrafen  können  Sie  den
Versicherungsbedingungen entnehmen.

Beauftragen Sie bei Kaskoschäden zunächst keinen eigenen Sachverständigen, sondern holen Sie die Anweisungen des Versicherers ein.

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 



 

 Maklervollmacht
 

Zwischen
 

VFF- Makler GmbH & Co. KG
Rostocker Straße 50

01587 Riesa
(nachfolgend ,,Makler”)

 
und

 

(nachfolgend ,,Mandant”)
 
Der Mandant bevollmächtigt den Makler, dessen Erfüllungsgehilfen und einen eventuellen Rechtsnachfolger zur Vertretung in den nachfolgend genannten
Angelegenheiten  gegenüber  Versicherungs-,  Fonds-  und  Bauspargesellschaften,  Altersvorsorgegesellschaften,  Fondsplattformen,  Geldinstituten,
Assistancegesellschaften und weiteren Unternehmen wie  z.B.  gesetzlichen Krankenkassen,  Automobilclubs,  Beratungsgesellschaften,  Juristen,  etc.  –
nachfolgend zusammengefasst „Gesellschaft(en)“ genannt. Diese Maklervollmacht umfasst insbesondere:

1. die uneingeschränkte aktive und passive Vertretung des Mandanten gegenüber den jeweiligen Gesellschaften, einschließlich der Abgabe und       
Entgegennahme aller die Verträge betreffenden Willenserklärungen, die Kündigung bestehender und den Abschluss neuer Verträge sowie die   
Übernahme bestehender Verträge;

2. die Anweisung an den Vertragspartner des Mandanten, mit Vorlage dieser Vollmacht, die bestehenden Verträge unverzüglich in die Betreuung und
Verwaltung des Maklers zu übertragen und alle Vertragsdaten mit allen Bevollmächtigten austauschen zu dürfen;

3.  die Entgegennahme der dem Kunden durch das jeweilige Unternehmen vor Vertragserklärung zu übergebenden vertragsbezogenen Unterlagen
(z. B. im Sinne des § 7 VVG, insbesondere Allgemeine und Besondere Bedingungen, Produktinformationsblatt, Verbraucherinformationen sowie  
entsprechender Unterlagen im Fonds- und Bausparbereich);

4. die Vollmacht zur Beendigung bestehender Maklerverträge oder -aufträge und die Berechtigung zur Anforderung aller Geschäftsunterlagen 
nach § 667 BGB für den Mandanten vom Vorvermittler/Betreuer/Vorbeauftragten in Vertretung des Mandanten

5. die  Geltendmachung  der  Versicherungsleistungen  aus  den  vom  Makler  vermittelten  oder  in  die  Verwaltung  übernommenen 
Versicherungsverhältnissen sowie die sonstige Mitwirkung bei  der Schadenregulierung, nicht jedoch die treuhänderische Entgegennahme von
Versicherungsleistungen für den Mandanten;

6. die  Erteilung und Widerruf  von Untervollmachten an einen anderen Versicherungsmakler,  Versicherungsvermittler  insbesondere Maklerpools,
Einkaufsgenossenschaften  oder  Kooperationsmakler  sowie  Servicegesellschaften  oder  Personen  (insbesondere  Rechtsanwälte  und
Servicegesellschaften),  die  von Berufswegen zur  Verschwiegenheit  verpflichtet  sind oder  die  gemäß BDSG zur  Verschwiegenheit  verpflichtet
wurden;

7. die Vollmacht zur Einleitung, Durchführung und Begleitung von Beschwerden bei der BaFin oder einer Ombudsstelle;
8. die  Vollmacht/Ermächtigung  zur  außergerichtlichen/gerichtlichen  Geltendmachung  der  Courtageansprüche  des  Maklers  gegenüber  den

Gesellschaften,  bzw.  die  Vollmacht/Ermächtigung  zur  außergerichtlichen/gerichtlichen  Geltendmachung  auf  Nettostellung  der
Mandantenversicherungsprämie (Berechnung der Versicherungsprämie ohne jede Courtage) zum jeweiligen Vertrag im Namen und in Vollmacht
des  Mandanten. Bei der vorstehenden Ermächtigung handelt es sich um eine gewillkürte Prozessstandschaft, der Mandant erklärt ausdrücklich
seine Zustimmung.

9. die Erteilung und Widerruf von Einverständniserklärungen zur Einholung von Bonitätsauskünften, sowie die Anforderung von Selbstauskünften;
10. die  Erteilung,  Widerruf  und  Weiterleitung  Lastschriftaufträgen  und  Einzugsermächtigungen  (SEPA)  zu  Lasten  des  Kontos  des  Mandanten

gegenüber Versicherern und sonstigen Produktpartnern zur Abbuchung der Versicherungsprämien, Sparbeiträge bzw. sonstiger Entgelte.
11. die  Einholung sämtlicher  Vertragsauskünfte  für  den Mandanten,  wie  z.B.  die  Tarifbestimmungen,  Vertragsinhalte,  Versicherungsbedingungen,

Vorschäden, Schadenquote, Prämienhöhe oder die Selbstbeteiligungsregelungen
12. die Erteilung und Widerruf von Einwilligung zur Erhebung und Verwendung von Gesundheitsdaten, von Schweigepflichtsentbindungserklärungen,  

sowie das Auskunftsbegehren über gespeicherte und verwendete Daten,
13. die postalische und/oder elektronische Datenübermittlung durch den Versicherer / Vertragspartner des Mandanten an die bevollmächtige Person/

Firma/  Makler und die Befreiung der Mitarbeiter des Versicherers / Vertragspartner des Mandanten von ihrer Schweigepflicht.
14. die  postalische und/oder  elektronische  Datenübermittlung aus dem Versicherungsvertrag/-antrag,  Arztberichten oder  sonstigen  medizinischen

Beurteilungen  sämtlicher  Gesundheitsdaten  und  weitere  nach  §203  StGB (Strafgesetzbuch)  geschützte  Daten  und  dass  die  hier  gegebene
Einwilligung sich auf alle vorhandenen Daten bezieht;

15.  die Entgegennahme oder den Verzicht hierauf der vom Versicherer vor Vertragsabschluss zu übergebenden Unterlagen

Der Vollmachtgeber weist alle seine gegenwärtigen oder künftigen Vertragspartner ausdrücklich an, dem Bevollmächtigten (Makler) uneingeschränkte
Auskunft zu den Vertragsverhältnissen zu erteilen. Steht der Auskunftserteilung eine Pflicht zur Verschwiegenheit (z.B. §203 StGB) entgegen, so wird
dieser  und  seine Mitarbeiter  von  der  Schweigepflicht  hiermit  ausdrücklich  durch  den  Mandanten  entbunden.  Für  alle  sich  aus  der  Maklervollmacht
ergebenen  Tätigkeiten  wird  der  Makler  von  der  Begrenzung  des  §  181  BGB  befreit.  Selbiges  gilt  auch  bezüglich  der  Vermittlung  von
Versicherungsverträgen über vorläufige Deckungen. Es ist ihm mithin gestattet, zwischen dem jeweiligen Versicherer und dem Mandanten durch Vertretung
beider Parteien einen Versicherungsvertrag über vorläufige Deckung abzuschließen, soweit er hierzu vom Versicherer berechtigt ist. Der Makler ist jedoch
nicht  verpflichtet,  von  diesem  Recht  Gebrauch  zu  machen.  Dem  Mandanten  wird  mitgeteilt,  dass  der  Makler  mit  weiteren  Kooperationspartnern
zusammenarbeitet, damit der auftragsgemäß gewünschte Versicherungsschutz umgesetzt werden kann (vgl. § Umfang Abs. 1 ff). Im selben Rahmen, wie
in  dieser  Vollmacht  geregelt,  werden  auch  den  bekannten  Kooperationspartner  des  Maklers  durch  den  Mandanten  bevollmächtigt,  damit  eine
auftragsgemäße Umsetzung und der Austausch aller Mandantendaten, einschließlich der Gesundheitsdaten, welche den oder die Vertragsverhältnisse des
Mandanten betreffen, mit allen genannten Bevollmächtigten erfolgen kann. Die vorliegend erteilte Vollmacht ist unbefristet, jedoch kann der Mandant die
Vollmacht unabhängig vom Maklervertrag jederzeit – durch schriftliche Erklärung geltend für die Zukunft - dem Makler entziehen. Mit Erteilung dieser
Maklervollmacht werden sämtliche zuvor erteilten Maklervollmachten ungültig
 
[ X ] Anlage „A“ (Anweisungsklauseln) und Anlage 2 (Datenschutzerklärung) sind Bestandteil dieser Maklervollmacht. Der Mandant weist 

die Gesellschaft hiermit an, den Klauseln unbedingte sowie uneingeschränkte Folge zu leisten.
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Anlage 2: Datenschutzerklärung
 
 
Einwilligungserklärung  zur  Datenspeicherung,  -weitergabe  und  -anforderung,  sowie  zur  Werbung  im  Rahmen der  Maklertätigkeit,  insbesondere  zur
Erstellung von Angeboten, der Vermittlung von Verträgen, dem Aufrechterhalten von Versicherungsschutz und der Unterstützung bei der Abwicklung von
Schadens- und Leistungsfällen kann es erforderlich sein,  dass wir  ihre persönlichen und geschäftlichen Daten von Ihnen und den zu versichernden
Personen erfassen, speichern und an Dritte weitergeben, bzw. von Dritten in Empfang nehmen. Gesundheitsdaten werden ausschließlich erhoben, soweit
es für die Vermittlung von Lebens-, Kranken oder Unfallversicherungen (Personenversicherungen) erforderlich ist, bzw. bei der Abwicklung von Leistungs-
und Schadenfällen. Sie können diese Einwilligung jederzeit mit Wirkung auf die Zukunft widerrufen.
 
§ 1 Präambel
Der Mandant wünscht die Vermittlung und/oder  Verwaltung seiner Vertragsverhältnisse gegenüber Versicherern und/oder Kapitalanlagegesellschaften
sowie  Bausparkassen  und  Dienstleistern  (z.  B.  Patientenverfügungen,  Vorsorgevollmachten  etc.)  aufgrund  der  vereinbarten  Regelungen
(Auftrag/Maklervertrag) mit dem/den Vermittler(n).  Zu deren Umsetzung, insbesondere der Vertragsvermittlung/– verwaltung, soll  der Vermittler alle in
Betracht kommenden Daten des Mandanten (auch dessen Gesundheitsdaten) erhalten, speichern, bei Notwendigkeit ändern/aktualisieren und weitergeben
dürfen  sowie  Lastschriftaufträgen  zu  Lasten  des  Kontos  des  Mandanten  gegenüber  Gesellschaften  zur  Abbuchung  der  Versicherungsprämien,
Sparbeiträge bzw. sonstiger Entgelte erteilen dürfen. Verantwortlicher im Sinne der datenschutzrechtlichen Bestimmungen ist die VFF-Makler GmbH & Co.
KG, Rostocker Straße 50 in 01587 Riesa.
 
§ 2 Einwilligung nach dem Bundesdatenschutzgesetz
Der Mandant willigt ausdrücklich ein, dass alle personenbezogenen und sonstige relevanten Daten, wie auch insbesondere die Gesundheitsdaten der zu
versichernden Personen sowie die Konto- und Bonitätsdaten des Mandanten, des Versicherungsnehmers und der zu versichernden Person, im Rahmen
der gesetzlichen Regelungen der Datenschutz-Grundverordnung (DSGVO) und des Bundesdatenschutzgesetzes (BDSG) von dem/den Vermittler(-n) und
Produktgebern eingeholt,  gespeichert  und zum Zwecke der  Prüfung, Vermittlung und Verwaltung an die dem Mandanten bekannten,  kooperierenden
Unternehmungen (vgl. § 8) und Produktgeber weitergegeben werden dürfen, soweit dies zur Erfüllung der Vereinbarung gemäß der Präambel sachdienlich
ist. Diese Einwilligung gilt unabhängig vom Zustandekommen des beantragten Vertrages, mithin auch für die entsprechende Prüfung bei anderweitig zu
beantragenden Verträgen oder bei künftigen Antragstellungen/Angeboten des Mandanten. 
 
Die Mandanten-/Kundendaten werden nach Kündigung der Zusammenarbeit  im Rahmen der gesetzlichen Bestimmungen gelöscht.  Der/die Vermittler
dürfen  die  Personendaten,  insbesondere  auch  die  Gesundheitsdaten  des  Mandanten  und  der  zu  versichernden  Personen,  zur  Einholung  von
Stellungnahmen und Gutachten sowie zur rechtlichen Prüfung von Ansprüchen an von Berufswegen zur Verschwiegenheit verpflichtete Personen (z. B.
Anwälte, Steuerberater, Notare, Maklerpools, dritte Makler, Sachverständige, Gutachter, Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht, Ombudsstellen,
Fondsplattformen etc.) weitergeben. Der/die Vermittler und Produktgeber dürfen die Personendaten des Mandanten, des Versicherungsnehmers und der
versicherten Person zum Zwecke der Einholung von Bonitätsdaten an entsprechende Auskunfteien (z. B. Creditreform, Bürgel, Schufa etc.) weitergeben.
 
§ 3 Einwilligung zur Weitergabe der Daten an persönlich Bekannte (nach nachstehender Definition)
Sie sind mit der Weitergabe von Daten der Versicherungsverträge bzw. -anträge und/oder von Schadenfällen an den Ehepartner(in), Lebenspartner(in)
und/oder an Kinder (Verwandte 1. Grades) sowie an mitversicherte Personen einverstanden.                                         
                               
[  ] nein, es wird keine Einwilligung erteilt
 
§ 4 Befugnis der Produktgeber (der Vertragspartner) und bevollmächtigten Dritten (z. B. Maklerpools)
Dem Mandanten ist bewusst, dass sämtliche Informationen und Daten, welche für den von ihm gewünschten Vertrag von Bedeutung sein könnten, an den
potenziellen Vertragspartner/befugten Dritten weitergegeben werden müssen. Diese potenziellen Vertragspartner bzw. bevollmächtigten Dritten sind zur
ordnungsgemäßen Prüfung und weiteren Vertragsdurchführung berechtigt, die vertragsrelevanten Daten – insbesondere auch die Gesundheitsdaten – im
Rahmen des Vertragszweckes zu speichern und zu verwenden. Soweit es für die Eingehung und Vertragsverlängerung erforderlich ist, dürfen diese Daten,
einschließlich der Gesundheitsdaten, an die beteiligten Vertrags- und Vermittlungsparteien zur Beurteilung des vertraglichen Risikos übermittelt werden. 
 
§ 5 Mitarbeiter und Vertriebspartner
Der Kunde erklärt seine Einwilligung, dass alle Mitarbeiter und Erfüllungsgehilfen des Vermittlers seine personenbezogenen Daten, insbesondere auch die
Gesundheitsdaten, speichern, einsehen und für die Beratung gegenüber dem Kunden und dem Versicherer verwenden dürfen. Zu den Mitarbeitern des
Vermittlers  zählen  alle  Arbeitnehmer,  selbständige  Handelsvertreter,  Empfehlungsgeber  und  sonstige  Erfüllungsgehilfen,  die  mit  dem Vermittler  eine
vertragliche Regelung unterhalten und die Bestimmungen des Bundesdatenschutzgesetzes beachten. Der Kunde ist damit einverstanden, dass seine
personenbezogenen  Daten,  sein  Finanzstatus  und  die  Gesundheitsdaten  an  diese  und  künftige  Mitarbeiter  des  Vermittlers  zum  Zwecke  der
Vertragsbetreuung weitergegeben werden und seine Mitarbeiter  berechtigt  sind,  die Kundendaten im Rahmen des Vertragszweckes einzusehen und
verarbeiten und verwenden zu dürfen.
 
§ 6 Anweisungsregelung
Der Mandant weist seine bestehenden Vertragspartner (z. B. Versicherer) an, sämtliche vertragsbezogenen Daten – auch die Gesundsheitsdaten – an
den/die beauftragten Vermittler und bevollmächtigten Dritten (z. B. Maklerpools) unverzüglich herauszugeben. Dies insbesondere auch zum Zwecke der
Vertragsübertragung/-verwaltung, damit der Vermittler die Überprüfung des bestehenden Vertrages durchführen kann. 
 
§ 7 Dauer, für die die personenbezogenen Daten gespeichert werden
Die  Kundendaten  werden  nach  Kündigung  der  Zusammenarbeit  im  Rahmen  der  gesetzlichen  Bestimmungen,  insbesondere  der  gesetzlichen
Aufbewahrungsfristen, gelöscht. Zur Abwehr zukünftiger Schadenersatzansprüche können sich die Löschfristen entsprechend verlängern. Der Kunde ist
damit einverstanden, dass sich der Löschanspruch nicht auf revisionssichere Backupsysteme bezieht und in Form einer Sperrung durchgeführt wird.
 
§ 8 Rechte des Kunden als betroffene Person
Dem Kunden stehen sämtliche in Kapitel 3 (Art. 12-23) DSGVO genannten Rechte zu, insbesondere das Recht auf Auskunft, Berichtigung, Löschung,
Einschränkung der Verarbeitung, Widerspruchsrecht und Recht auf Datenübertragbarkeit.
 
§ 9 Kooperationspartner
Dem Kunden ist es bekannt, dass der Vermittler im Rahmen seiner auftragsgemäß übernommenen Aufgaben mit Kooperationspartnern zusammenarbeitet.
Aus diesem Grunde wurden die Kooperationspartner bevollmächtigt. Zum Zwecke der auftragsgemäßen Umsetzung ist es neben der Bevollmächtigung
ebenfalls  erforderlich,  dass  der  Kooperationspartner  die  Daten  des  Kunden  erhält  und  ebenfalls  im  Rahmen  dieser  datenschutzrechtlichen
Einwilligungserklärung zur Datenverwendung, Weitergabe oder Speicherung berechtigt ist. Den Kooperationspartnern wird daher die datenschutzrechtliche
Einwilligungserklärung  im  Umfang  der  hiesigen  Datenschutzerklärung  erteilt.  Dies  gilt  insbesondere  auch  für  die  sensiblen  persönlichen  Daten,
insbesondere auch die Gesundheitsdaten des Kunden. Der Kunde willigt in die Datenverwendung aufgrund dieser Datenschutzvereinbarung hinsichtlich
der bekannten Unternehmen ein.



 
§ 10 Rechtsnachfolger
Der Kunde willigt ein, dass die von dem/den Vermittler(-n) aufgrund der vorliegenden Datenschutzerklärung erhobenen, verarbeiteten und gespeicherten
Informationen,  Daten und Unterlagen,  insbesondere auch die  Gesundheitsdaten,  an einen etwaigen Rechtsnachfolger  des/der  Vermittler  bzw.  einen
Erwerber  des  Versicherungsbestandes  weitergegeben  werden,  damit  auch  dieser  seine  vertraglichen  und  gesetzlichen  Verpflichtungen  als
Rechtsnachfolger  des  Vermittlers  erfüllen  kann.  Die  zur  Bewertung  des  Maklerunternehmens  erforderlichen  Kundendaten  können  auch  an  einen
potenziellen Erwerber des Maklerunternehmens weitergeleitet werden. Besondere personenbezogene Daten, insbesondere Gesundheitsdaten im Sinne
des Art. 4 Nr. 15 DSGVO, zählen nicht zu den erforderlichen Kundendaten. Diese dürfen daher nicht an einen potenziellen Erwerber übermittelt werden.
Eine Überlassung dieser Daten erfolgt erst nach der tatsächlichen Veräußerung oder Rechtsnachfolge.
 
§ 11 Keine Datenübertragung in Drittländer
Der Vermittler beabsichtigt nicht, personenbezogene Daten des Kunden in Drittländer zu übertragen.
 
§ 12 Bestehen einer automatisierten Entscheidungsfindung
Der Vermittler verzichtet auf eine automatische Entscheidungsfindung oder ein Profiling.
 
§ 13 Serviceklausel
Der Mandant willigt  ein, dass alle über seine Risikosituationen erfassten und gespeicherten Daten verwendet werden dürfen, damit er von dem/ den
Vermittler(-n) mittels  sämtlicher Medien (z.  B.  Brief,  Telefon,  Fax,  E-Mail)  weiterführend auch in anderen oder  neuen Produktsparten angesprochen,
informiert und über die weiteren Produktvorschläge beraten wir. Die Einwilligung gilt auch nach Beendigung des Vertragsverhältnisses weiter (z.B. zur
Kundenrückgewinnung), wenn diese nicht ausdrücklich widerrufen wurde.
 
§ 14 Recht auf Löschung oder Sperrung der gespeicherten Daten
Für die Erfüllung des mit Ihnen geschlossenen Maklervertrages ist es erforderlich, dass wir Ihre Daten im beschriebenen Umfang speichern. Soweit Sie von
Ihrem Recht auf Löschung oder Sperrung der Daten Gebrauch nehmen endet der Maklervertrag. Weiterhin können wir verlangen, dass Sie uns vor der
Löschung  von  den  uns  damit  entstehenden  Rechtsnachteilen,  insbesondere  durch  die  Löschung  der  Beratungsdokumentationen,  durch  gesonderte
schriftliche Erklärung von der Haftung freistellt.
 
§ 15 Widerruf
Die Einwilligung zur Verwendung, Speicherung und Weitergabe aller gesammelten und vorhandenen Daten - einschließlich der Gesundheitsdaten – kann
durch den Kunden jederzeit  und ohne Begründung widerrufen werden. Die an der Vertragsvermittlung und/oder -verwaltung beteiligten Unternehmen
werden sofort über den Widerruf informiert und verpflichtet, unverzüglich die gesetzlichen Regelungen der DSGVO und des BDSG umzusetzen. Führt der
Widerruf dazu, dass der in der Präambel geregelte Vertragszweck nicht erfüllt werden kann, endet automatisch die vereinbarte Verpflichtung der/ des
Vermittlers(s) gegenüber der den Widerruf erklärenden Person oder Firma. Der Kunde hat jederzeit die Möglichkeit, sich beim zuständigen Landesamt für
Datenschutzaufsicht (LDA) zu beschweren.
 
§ 16 Einwilligungserklärung
Mit der Verwendung, Speicherung und Nutzung der besonderen persönlichen Daten, einschließlich der Gesundheitsdaten und seines Finanzstatus, im
Rahmendieser Datenschutzvereinbarung, erklärt der Kunde seine Einwilligung, die er jederzeit ohne Angabe von Gründen widerrufen kann.
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 Anlage „A“ zur Maklervollmacht 
 
 

 
Anweisungsklauseln an die Gesellschaft, der dieses Dokument vorgelegt wird:
 
1. Anweisung zur Weitergabe von Daten
Der  Mandant  weist  seine  Vertragspartner  z.B.  Versicherungs-,  Fonds-  und  Bauspargesellschaften,  Altersvorsorgegesellschaften,  Fondsplattformen,
Geldinstituten, Assistancegesellschaften und weiteren Unternehmen u.a. gesetzlichen Krankenkassen, Automobilclubs, Beratungsgesellschaften, Juristen,
etc.  (insgesamt  nachfolgend  „Gesellschaft(en)“  genannt)  hiermit  an,  sämtliche  vertragsbezogenen  Daten  –  auch  Gesundheitsdaten  –  an  den/die  in
Maklervollmacht beauftragten Makler und namentlich benannten, unterbevollmächtigten Dritten unverzüglich herauszugeben. Dies insbesondere auch zum
Zwecke der Vertragsübertragung, damit der Vermittler u. a. die Überprüfung des bestehenden Vertrages durchführen kann. Unterbevollmächtigte Dritte im
Sinne der Vertragsübernahme sind: FINAS Versicherungsmakler GmbH, Breitscheidstr. 33, 06886 Lutherstadt Wittenberg; VEMA Versicherungs- Makler-
Genossenschaft eG, Unterkonnersreuth 29, 95500 Heinersreuth; Finanzierung Select, Löhrstraße 2, 04105 Leipzig; Wunderlich Cover Solutions GmbH,
Steigäckerstr. 1A, 72768 Reutlingen. Diese Aufzählungen sind nicht abschließend.
 
2. Unterlassung der Kontaktaufnahme zwecks Rückgewinnung durch den gesellschaftsgebundenen Vertrieb
Der Mandant erklärt hiermit gegenüber der Gesellschaft, dass er ab sofort eine Kontaktaufnahme durch den Vermittler/den Vertrieb der Gesellschaft oder
Dritten, die zur Kontaktaufnahme beauftragt wurden sind, nicht mehr wünscht. Der Mandant wünscht ausdrücklich keine Kundenrückgewinnung für zu
übertragende bzw. bereits übertragene Verträge. Frühere Zustimmungen dahingehend werden hiermit - mit sofortiger Wirkung - widerrufen. Dies gilt nicht
für  vertragsbezogene  Mitteilungen  durch  den  Innendienst  der  Gesellschaft  zu  bestehenden  Verträgen  und  hinsichtlich  solcher  vertragsbezogenen
Mitteilungen durch den Innendienst der Gesellschaft die Verträge betreffen, die zukünftig über die unter 1. genannten Vermittler/Betreuer der Gesellschaft
zugeführt werden. Es gilt im Weiteren nicht zu solchen Verträgen, die die Gesellschaft direkt oder der Vermittler / der Vertrieb der Gesellschaft oder ein
sonstiger Dritter beim Mandanten aus gesetzlichen Gründen zu betreuen hat, weil diese vom Makler nicht in Betreuung übernommen wurden.
 
3. Zahlung der Courtage / Betreuungscourtage
Der Mandant weist die Gesellschaft hiermit an, ab sofort jegliche zukünftige Vergütung (Dynamikprovisionen siehe unter - die den/die zu übertragenden
Vertrag/Verträge betreffen) und in denen eine Betreuungscourtage in der vom Mandanten zu zahlenden Prämie inkludiert ist - ausschließlich an die unter 1.
genannten Vermittler/Betreuer (je nach Abrechnungsweg) zu zahlen. Dies gilt auch für bereits übertragene Verträge. Im Zweifel gilt diese Bestimmung ab
der nächsten Hauptfälligkeit des Vertrages /  der Verträge. Dies insbesondere vor dem Hintergrund, dass dem Mandanten bewusst ist,  dass jegliche
Vergütung in der zu zahlenden Prämie enthalten ist,  der  Mandant  mithin nicht in der  Lage ist  sich der  inkludierten Einziehung der Vergütung ohne
Kündigung des Vertrages zu verwehren.
 
4. Gültigkeitsrahmen
Der Mandant weist die Gesellschaft an nur solche Übertragungen durchzuführen, wie sie vom Makler angefordert sind bzw. bereits angefordert waren.
Weitere eventuell bei der Gesellschaft existierende Verträge sollen nicht übertragen werden.
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